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1. Einleitung

Nicht zuletzt durch die aktuellen Probleme unseres Sozialsystems und den damit verbundenen gesamtwirtschaftlichen Konsequenzen wird der Ruf nach Reformen bis hin zu einem radikalen Systemwechsel immer lauter. Ein Schlagwort, das in diesem Zusammenhang oft genannt wird ist die negative Einkommensteuer 
. In den USA („earned income tax credit“) und Großbritannien („family credit“) sind solche Modelle inzwischen - teilweise - auch umgesetzt 
.
In der Diskussion um die negative Einkommensteuer stehen bisher die Anreizaspekte und die Effizienzsteigerung des Sozialsystems im Vordergrund. Der Frage nach den Wechselwirkungen mit dem Verteilungsziel kommt, auch im Schrifttum,  eine eher untergeordnete Rolle zu.

Im folgenden Abschnitt soll zunächst die Konzeption der negativen Einkommensteuer mit einigen ihrer Ausgestaltungsvariationen in aller Kürze vorgestellt werden 
. 

2. Das Konzept der negative Einkommensteuer

2.1. Kritik am Status quo

Das herrschende System der sozialen Sicherung ist vielfältiger Kritik ausgesetzt: 

· Unübersichtlichkeit im Transferangebot und Zielerreichungsgrad (so verwalten zur Zeit etwa 40 Behörden und Quasibehörden ca. 150 beitrags- und steuerfinanzierte Sozialleistungen 
)

· Durch die sogenannte Anrechnungsklausel ist geregelt, daß Sozialhilfeempfänger höchstens 40% anrechnungsfrei zusätzlich verdienen dürfen, alles darüber wird mit bis zu 100% angerechnet. Dadurch gehen die „incentives to work“, die Arbeitsanreize, verloren und Schwarzarbeit wird gefördert 
.

· Durch das Fehlen von Jobs im Niedrigstlohnbereich, speziell für unqualifizierte Arbeitslose, die auch den größten Anteil der Gruppe der Langzeitarbeitslosen stellen, wird so die strukturelle Arbeitslosigkeit zementiert 
. 

· Durch die genannten Mißstände ist das gegenwärtige Sozialsystem zu teuer, was auch zu einer zu hohen Belastung der Steuerzahler führt 
.

· Unstetige und unsymmetrische Grenzsteuerverläufe 
 machen das Steuersystem unübersichtlich.

· Viele Transferberechtigte machen ihren Rechtsanspruch - aus Unkenntnis oder Angst vor bürokratischen Hindernissen - nicht geltend („verdeckte Armut“) 
.

Steuern und Transfers sind komplementäre Elemente in einem integrierten Funktionsmechanismus 
; sie unterscheiden sich im Bezug auf die Verteilungswirkung lediglich durch ihr Vorzeichen; trotzdem wurden sie in der Vergangenheit von der Politik weitgehend unabhängig voneinander eingesetzt, was zu Mißbrauch und Ungerechtigkeiten bei der Verteilung führt, die bis hin zu Umkippeffekten reichen 
. Außerdem ist das gegenwärtige System hinsichtlich seiner personellen und intertemporalen Verteilungswirkung so komplex, daß es nur noch von Experten zu durchschauen ist 
. 

Steuerpflicht kann erst da beginnen, wo Mittel für eine Beteiligung an Gemeinschaftsaufgaben vorhanden sind; das Existenzminimum in Höhe des Sozialhilferegelsatzes sollte steuerfrei bleiben 
.

Für die Befürworter ist eine negative Einkommensteuer das geeignetste Mittel, obige Mißstände zu überwinden und dieses Ziel zu erreichen.

2.2.  Zielsetzung

Bei der negativen Einkommensteuer sollen vor allem explizite staatliche Transferleistungen, d.h. solche, die von vornherein auf eine interpersonelle Einkommensumverteilung abzielen, in das System einbezogen werden 
. Das sind in der Bundesrepublik z.B. das Kindergeld, das Wohngeld, die Hilfe zum Lebensunterhalt (Sozialhilfe), Leistungen nach dem BAföG  oder die Arbeitslosenhilfe.

Davon verspricht man sich eine Erhöhung der Transparenz der Verteilungswirkung, die eine rationale Umverteilungspolitik überhaupt erst ermöglicht 
, und eine Senkung der Kosten des gesamten Umverteilungssystems. Außerdem wird durch pekuniäre Anreize eine Arbeitsaufnahme im Niedriglohnbereich attraktiver gemacht, um so die Arbeitslosigkeit zu reduzieren 
. Ein solches System hätte auch den Vorteil, daß durch die nur teilweise Anrechnung von zusätzlichem Einkommen für Transferbezieher (statt bis zu 100 % heute) die sogenannte Armutsfalle überwunden werden könnte 
.

Im Vergleich der negativen Einkommensteuer mit einem konventionellen System mit Grundfreibetrag im Hinblick auf die Verteilungswirkung zeigt sich, daß im konventionellen System die Begünstigung bei steigendem Einkommen zuerst steigt (bessere Ausnutzung des Grundfreibetrags), dann fällt und schließlich in eine absolute Belastung umschlägt. Beim Bürgergeld hingegen ist die Begünstigung am höchsten, wenn überhaupt kein eigenes Einkommen vorhanden ist und nimmt dann linear bis zum Erreichen der Transfergrenze immer weiter ab 
. Dieser stetige und gleichmäßige Verlauf spricht für die negative Einkommensteuer .

Im theoretischen Idealfall ist die negative Einkommensteuer mindestens aufkommensneutral 
.

Zweck einer solchen negativen Einkommensteuer wäre mit anderen Worten demnach, das volkswirtschaftlich vorteilhafte (Arbeitsaufnahme statt Transferbezug) auch einzelwirtschaftlich vorteilhaft zu machen 
.

2.3. Grundlegender Aufbau 

Mit der negativen Einkommensteuer soll ein Konzept geschaffen werden, das Steuern und Transferleistungen in einem System vereint.

Allen Konzeptionen einer negativen Einkommensteuer gemeinsam ist der Ansatz, die Einkommensteuer um eine negative Komponente, d.h. einen Teilbereich, bei dem aus Steuerzahlung Empfang von Transferzahlungen wird, zu erweitern. Dabei ist ein einheitlicher Grenzsteuersatz über alle Bereiche hinweg das theoretische Ideal 
. Dieser Grenzsteuersatz wird im negativen Bereich auch „Transferentzugssatz“ genannt 
.
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Abbildung 1: 
einfache schematische Darstellung des Grundaufbaus 




einer negativen Einkommensteuer 




(Tmax  = maximale Transferhöhe)

Auch den Persönlichen Lebensverhältnissen könnte in einem solchen System Rechnung getragen werden; die Berücksichtigung von Kindern bei der Bemessung etwa ließe sich durch eine Rechtsverschiebung der Steuer-Transfergeraden erreichen 
.

2.4. Variationen

Durch die konkrete Ausgestaltung einer negativen Einkommensteuer kann ein Kompromiß zwischen normativen Sozialvorstellungen (von Politik und Gesellschaft) und fiskalischen Zwängen erzielt werden 
.

Im folgenden sollen einige Variationen der Ausgestaltung kurz umrissen werden.

· Die einfache negative Einkommensteuer 
:
Steuerzahlungen und Transferzuwendungen eines Haushalts werden saldiert und nur dieser Saldo löst einen Zahlungsvorgang aus. Die Vorschriften bezüglich der einzelnen Steuern und Sozialleistungen selbst bleiben unverändert.

· Der Poverty-gap-type (M. Friedman) 
:
Das der progressiven Einkommensteuer eigene Umverteilungsprinzip wird durch Verlängerung des Steuertarifs nach unten hin auch auf Personen angewandt, die keine Steuern zahlen. Das hieße beispielsweise bei einem Grundfreibetrag von DM 12095 und einem Eingangssteuersatz von 25,9 % 
, daß ein Bürgergeld von DM 3133 gezahlt würde. Schon daraus ist ersichtlich, daß diese Variante nur eine Ergänzung zu anderen Sozialtransfers sein kann - das Bürgergeld läge deutlich unter dem Existenzminimum 
.

· Kronberger Kreis 
:
Steuern werden nur auf den konsumierten Teil des Einkommens berechnet, alle Bürgersteuern (Einkommensteuer, Körperschaftssteuer, Vermögenssteuer und Erbschaftssteuer) und alle Transfers werden zusammengefaßt und in ein System integriert. 

· Graduelle Integration 
:
Die Steuerschuld wird zum einen mit dem heutigen Steuersatz und unter Anrechnung aller Freibeträge berechnet. Dann wird das Einkommen ohne die Freibeträge mit dem Steuersatz der negativen Einkommensteuer multipliziert und das Bürgergeld subtrahiert. Es gilt dann das für den Steuerpflichtigen günstigere Ergebnis.
· Gebrochen negative Einkommensteuer 
:
Entweder der Steuersatz im negativen Bereich ist höher als im positiven Bereich oder ein höheres Mindesteinkommen für erwerbsunfähige (Alte, Kranke...) als für erwerbsfähige Transferbezieher wird gewährt. Allerdings besteht bei letzterem die Gefahr, daß möglicherweise für einige Transferbezieher ein Anreiz besteht, sich ohne tatsächlichen Grund arbeitsunfähig schreiben zu lassen, um so ohne eigenes Zutun doch in den Genuß der vollen Transferzahlung zu kommen 
.

Weitere Variationsmöglichkeiten ergeben sich aus der Festlegung der Transfergrenze - sie kann entweder beim Existenzminimum oder bei der sogenannten  Armutsgrenze 
 angesetzt werden 
 - und des Transferentzugssatzes (je niedriger er festgelegt wird, desto höher sind die gewonnenen Arbeitsanreize aber auch die fiskalischen Kosten des Steuer-Transfer-Systems 
). Auch die Höhe des Existenzminimums selbst ist Gegenstand der Ausgestaltung; entweder wird der heutige Sozialhilferegelsatz oder das sogenannte „physische Existenzminimum“ verwendet, das etwa 70% der Sozialhilfe beträgt und nur die elementaren Bedürfnisse abdeckt 
. 

Schließlich kann auch noch nach dem Grad der Integration differenziert  werden: Werden Steuern, Transfers und auch die administrative Zuständigkeit in einem (neuen) Modell zusammengefaßt, so spricht man von totaler Integration; werden lediglich die Transferzahlungen zusammengefaßt und mit dem heutigen Steuersystem verbunden, von einer dualen Integration 
.

2.5. Probleme und Grenzen des Bürgergelds 

Die Grundidee der negativen Einkommensteuer sieht eine einheitliche Bemessungsgrundlage sowohl für die Steuererhebung als auch für die Transfergewährung vor.  Zur Zeit kann davon allerdings keine Rede sein 
: Die Einkommensteuer bezieht sich auf das steuerpflichtige Einkommen, die Transferzahlung richtet sich dagegen an allen geeigneten Einkommensbestandteilen, also auch Unterhaltsverpflichtungen oder Renten, aus. Würde sich die negative Einkommensteuer nur an den steuerlichen Kriterien orientieren, dann würden viel mehr Bürger als heute in den Bereich der Transferempfänger fallen, und das nur, weil ihrer anderen Einkünfte nicht zur Beurteilung herangezogen werden. Mit anderen Worte: Das Fehlen einer steuerlichen Leistungsfähigkeit allein darf noch nicht zum Transferempfang berechtigen 
. Diese Verteilungsungerechtigkeit ließe sich zwar dadurch beseitigen, daß für die Transfergewährung andere Kriterien eingeführt werden als für die Besteuerung, aber damit ginge auch ein großer Teil der beabsichtigten Vereinfachung verloren.

Außerdem beinhaltet die Sozialhilfe auch nichtmonetäre Elemente wie z. B. Beratungen und Hilfestellungen, die das Finanzamt als Träger des Bürgergeldes, in dem die Sozialhilfe aufgehen soll, so nicht leisten kann („ein Finanzbeamter ist kein Sozialarbeiter“ 
). Dem kann aber entgegengesetzt werden, daß eine psychologische oder sozialpädagogische Betreuung in keinem Fall innerhalb des Transfersystem ihren Platz haben sollte und daß auch beim Status quo die Beratung nicht von der selben Abteilung geleistet wird, die für die Transfergewährung zuständig ist  
.

Es wird auch eingewendet, daß durch ein Bürgergeld ohne Bedürftigkeitsprüfung negative Anreize für Arbeitsaufnahme und Eigenverantwortung entstünden und auch die Tarifpartner bei ihren Forderungen noch weniger Rücksicht auf die Beschäftigungslage nähmen, da ja im Ernstfall der Staat einspringen müßte 
.

Als weiterer Einwand wird genannt, daß die Transfergrenze, die ja festlegt, wann Bedürftigkeit in Leistungsfähigkeit umschlägt, eine sehr theoretische Größe darstellt, denn wer nur eine Mark mehr verdient als die Transfergrenze ist ökonomisch gesehen nicht wirklich leistungsfähiger als jemand, der um eine Mark darunter liegt 
.

Auch der Vorteil, daß mit einzelnen Transfers sehr zielgenau umverteilt werden kann ginge bei der Einführung eines Systems, das alle oder doch zumindest die wichtigsten Transfers zusammenfaßt verloren 
. Der Staat würde in nicht unerheblichem Maße Interventionsspielraum verlieren 
.

Und schließlich wird befürchtet, daß durch die Einführung eines Bürgergeldes eigenverantwortliches Handeln als Wertvorstellung weniger geschätzt würde und es zu einer weiteren Ausweitung des Anspruchsdenkens käme 
. 

3. Die negative Einkommensteuer und das Verteilungsziel

3.1. Das Verteilungsziel

Steuer-Transfer-Systeme zielen ganz allgemein darauf ab, eine von der Mehrheit der Bevölkerung als gerecht angesehene Einkommensumverteilung zu bewirken 
.

Art und Umfang einer staatlichen Umverteilungspolitik sind abhängig von den politischen Wertvorstellungen einer Gesellschaft; allgemein hat sich diese in den westlichen Staaten weg von dem Postulat einer gleicheren und hin zu der Forderung nach einer angemesseneren Einkommensverteilung entwickelt 
. 

Das Verteilungsziel wird durch die Grundsätze der Allgemeinheit, Gleichmäßigkeit und Verhältnismäßigkeit (insbesondere durch das Leistungsfähigkeitsprinzip) konkretisiert 
.

Ganz allgemein gilt die progressive Einkommensteuer seit je her als Musterbeispiel für ein redistributionspolitisches Instrument 
. Sie scheint mehr als alles anderen in der Lage, eine Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit und aktive Umverteilung zu leisten. Allerdings ist es auch möglich, durch Inflation in eine höhere Progressionsstufe zu gelangen, ohne daß die tatsächliche Leistungsfähigkeit gestiegen ist 
.

Zur Untersuchung der Verteilungswirkung eines Steuer-Transfersystems ist die effektive Grenzbelastung ein geeigneter Maßstab. Sie setzt sich zusammen aus der expliziten Grenzbelastung durch Steuern und Abgaben und der impliziten Grenzbelastung durch den Entzug von einkommensabhängigen Transfers 
.

3.2. Die negative Einkommensteuer und ihre Verteilungswirkungen

Welchen Einfluß hat nun die negative Einkommensteuer auf die Distribution und umgekehrt ? Und kann sie die obige Forderung nach einer angemesseneren Verteilung überhaupt erreichen? Nachfolgend sollen hierzu einige Aspekte des Bürgergeldes daraufhin untersucht werden.

3.2.1. Bürgergeldmodelle unter dem Verteilungsziel

Durch das Bürgergeld ändert sich mit der Grenzsteuerbelastung auch die Durchschnittsbelastung der Haushalte durch den Umverteilungsprozeß; es steht zu erwarten, daß einige besser, andere schlechter gestellt werden als im Status quo 
. Für einige Formen des Bürgergeldes und für einige Haushaltstypen soll deshalb hier das Ergebnis 
 eines Belastungsvergleichs vorgestellt werden. 

Betrachtet werden sollen dabei drei Varianten einer negativen Einkommensteuer 
:

· Version 1: zu versteuerndes Einkommen als Bemessungsgrundlage, Transferentzugssatz 50 %

· Version 2:   zu versteuerndes Einkommen als Bemessungsgrundlage, Modell der Steueraufholung, Anrechnungssatz 50 %

· Version 3: wie Version zwei, nur verfügbares Einkommen als Bemessungsgrundlage

Diese werden jeweils auf ihr Wirkung für Alleinstehende und Familien mit Kindern hin untersucht, einmal für den Fall, daß das Bürgergeld in Höhe des Sozialhilfesatzes gewährt wird, und einmal für den Fall des physischen Existenzminimums.

Bürgergeld in Höhe des Sozialhilfesatzes

· Alleinstehende/r ohne Kinder:

Singlehaushalte profitieren fast immer durch die niedrigeren Anrechnungssätze im Vergleich zum Status quo, wenn auch bei den Versionen 2 und 3 nur im unteren Einkommensbereich 
. 

· Ehepaar mit Kindern:

Wenn das Kindergeld im Bürgergeld integriert ist und das gegenwärtige Steuersystem mit der Möglichkeit des Abzugs des Kinderfreibetrags vom zu versteuernden Einkommen unverändert so bleibt, dann führt das bei allen untersuchten Varianten für die meisten Familien in der Bundesrepublik zu einer höheren Belastung, denn die Mehrzahl der Familien liegen in einem Einkommensbereich, der höher ist als das Existenzminimum (d.h. es würden keine Transfers im Sinne des alten Kindergeldes gezahlt) aber noch zu niedrig, als daß die Ansetzung des Freibetrags das weggefallene Kindergeld voll ersetzen könnte 
. 

Bürgergeld für Erwerbsfähige nur als physisches Existenzminimum 

· Alleinstehender erwerbsfähiger Sozialhilfeempfänger:

Hier kommt es zu einer (aus Anreizgründen beabsichtigten) Verschlechterung gegenüber dem Status quo; je nach Modell sind  bis zu DM 2100,- eigenes Einkommen nötig, um das Sozialhilfeniveau zu erreichen. Auch Singles mit höherem Einkommen haben weniger Entlastung als im ersten Fall. 

· Familien: 
Familien mit Kindern sind fast immer (außer in der Einkommensspanne zwischen DM 3700,- und DM 4000,- ) schlechter gestellt als im Status quo.

Ganz allgemein läßt sich sagen, daß es zu deutlich niedrigere Belastungen bei sehr niedrigen Einkommen kommt , aber bereits untere und mittlere Einkommen stärker belastet werden 
. Höhere Einkommen profitieren von der niedrigeren Grenzbelastung und Familien mit Kindern sind unverhältnismäßig stark betroffen. 

Verbesserungen für die einen wurden durch Belastungen für die anderen erkauft 
.

3.2.2. Weitere Verteilungswirkungen 

Ein Bürgergeldsystem, zumal in einer Variante ohne Bedürftigkeitsprüfung, würde einen Wechsel von einem Einzelfall- hin zu einem Pauschalsystem bedeuten 
, was zu einer erheblich größeren Zahl an Leistungsempfängern führen würde. Diese Mehrbelastung der öffentlichen Haushalte, die je nach Ausgestaltung des Systems mit 70 - 270 Mrd. DM geschätzt wird, müßte zu einer höheren Besteuerung derjenigen, die im positiven Bereich verblieben sind - mittlere und höhere Einkommen - führen, was dort negative Leistungsanreize bewirken würde 
. Der Anteil des Gesamteinkommens, der umverteilt wird, würde erheblich steigen.

Da im Bürgergeldmodell das Einkommen (und damit die Bedürftigkeit) die Voraussetzung für den Erhalt von Transferzahlungen bildet würden z. B. verheiratete Doppelverdiener oder Bezieher mittlerer und höhere Einkommen auch von solchen Transferleistungen ausgeschlossen, die aus anderen politischen Erwägungen gewährt werden, wie z. B. Kindergeld oder (bis zur vorgesehenen Einkommensobergrenze) Wohnbaugeld 
. 

Die meisten Modell sehen einen durchgängigen Steuertarif von z. B. 30 % vor. Da dies somit auch der Eingangssteuersatz wäre, werden Geringverdiener, auch solche, die so gerade eben nicht mehr in den Genuß von Transferzahlungen kommen, stärker belastet als im heutigen System 
 mit einen Eingangssteuersatz von 22,9 %. 

Eine weitere so vielleicht nicht beabsichtigte Wirkung trifft die Bezieher von Arbeitslosenhilfe: Wenn in einem Bürgergeldsystem die bisherige Arbeitslosenhilfe größer ist als das garantierte Mindesteinkommen und damit über dem maximalen Transfer liegt stellt der Systemwechsel für diese Bevölkerungsgruppe ein realer Einkommensverlust dar 
, den nach Einführung des Bürgergelds werden keine Transferzahlungen über das Existenzminimum hinaus mehr geleistet.

3.2.3. Beurteilung der negativen Einkommensteuer unter dem Verteilungsaspekt

Die Verteilungswirkung einer negativen Einkommensteuer (im Vergleich zum Status quo) hängt von der konkreten Ausgestaltung hinsichtlich Anrechnungssatz und Mindestsicherung ab. Vor allem eine Integration des Kindergeldes ist in der Regel nachteilig 
, insbesondere für Familien in einem breiten mittleren Einkommensbereich. Bei der Ansetzung des physischen Existenzminimums kann es zu einer Klasse der „working poor“ kommen, die trotz Arbeit weniger als das Sozialhilfeniveau verdienen 
.

4. Schlußbetrachtungen

Wenn auch nicht im Großen, so scheinen einige der positiven Aspekte (vor allem bei den Anreizwirkungen, aber auch im Hinblick auf das Distributionsziel) der negativen Einkommensteuer doch geeignet, bei richtiger Ausgestaltung wenigstens im kleinen, d.h. als Detailreform 
 innerhalb des bestehenden Systems, Umsetzung und Anwendung zu finden 
. 

Es wird -vereinzelt-  sogar die Meinung vertreten, daß durch den 1996 beschlossenen Familienlastenausgleich, genauer gesagt bei der Gestaltung des Kindergeldes als einkommensteuerliche Vergütung, der Gesetzgeber ein Element einer negativen Einkommensteuer bereits (und vielleicht gar unbeabsichtigt) eingeführt habe 
. Denn beim Kindergeld , so wird argumentiert, wird keine überbezahlte Einkommensteuer erstattet sondern eine staatliche Förderleistung ausgezahlt; auch wer nie Einkommensteuer bezahlt hat erhält die Steuer „vergütet“. 

Fazit:
Die negative Einkommensteuer erscheint auf den ersten Blick als attraktives Konzept. Ihr großer Vorteil liegt darin, daß es mit wenigen und durchschaubaren Variablen gemäß den gesellschaftlichen Werte und Zielvorstellungen steuerbar ist 
.

Den Konflikt zwischen Verteilungszielen, Anreizmechanismen und Gerechtigkeitsaspekten kann sie zwar nicht vollständig auflösen, aber die Integration von Steuern und Transferleistungen macht die Probleme und Wirkungszusammenhänge transparenter und schafft so neue Lösungs- und Kompromißmöglichkeiten 
.
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